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Text 

III. Mandatsverfahren 

§ 460. (1) Wird von einer Behörde oder von einem Sicherheitsorgan ein auf freiem Fuß befindlicher 
Beschuldigter auf Grund eigener dienstlicher Wahrnehmung oder eines Geständnisses angezeigt, oder 
reichen die durchgeführten Erhebungen zur Beurteilung aller für die Entscheidung maßgebenden 
Umstände aus, so kann der Richter die Strafe ohne vorausgehendes Verfahren durch Strafverfügung 
festsetzen, falls er nur eine Geldstrafe von nicht mehr als 90 Tagessätzen zu verhängen findet. Daneben 
kann der Verfall oder die Einziehung von Sachen ausgesprochen werden, die sich in behördlicher 
Verwahrung befinden, es sei denn, daß auf sie eine an der strafbaren Handlung nicht beteiligte Person 
offenbar Rechtsansprüche hat oder solche geltend macht. 

(2) Die Strafverfügung ist vor der Zustellung an den Beschuldigten dem mit den 
staatsanwaltschaftlichen Verrichtungen betrauten Beamten zur Einsicht vorzulegen. Dieser kann dagegen 
binnen vierzehn Tagen Einspruch erheben. In diesem Fall ist das ordentliche Verfahren einzuleiten. 
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